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Änderungen der VO-DV II

Um  den  Krankenstand  der  Lehrkräfte  an  öffentlichen  Schulen  ab
2015 in den Bericht der Landesregierung zur Erhebung des Kranken-
standes in  der  Landesverwaltung einbeziehen und die  öffentlichen
Schulen gleichzeitig  bei  der  Meldung der  krankheitsbedingten Ver-
säumnisse von Lehrkräften an die Schulaufsicht unterstützen zu kön-
nen, sind Änderungen an der Verordnung erforderlich, auch damit die
dafür notwendige Daten automatisiert verarbeitet werden können.

Weitere Änderungen an der Verordnung sind erforderlich, damit die
zum 25. 11. 2013 neu errichtete Qualitäts- und UnterstützungsAgen-
tur – Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) die ihr durch den Er-
richtungserlass zugewiesenen Aufgaben erfüllen kann.

Zu BASS 10 – 41 Nr. 6.1
Vierte Verordnung

zur Änderung der Verordnung
über die zur Verarbeitung zugelassenen Daten

der Lehrerinnen und Lehrer
vom 17. Mai 2014

(GV. NRW. Ausgabe 15/14)

Auf Grund des § 122 Absatz 4 des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar
2005 (GV. NRW. S. 102) verordnet das Ministerium für Schule und Wei-
terbildung mit  Zustimmung des für  Schulen zuständigen Landtagsaus-
schusses:

Artikel 1
Die Verordnung über die zur Verarbeitung zugelassenen Daten der Leh-
rerinnen und Lehrer vom 22. Juli 1996 (GV. NRW. S. 310), die zuletzt
durch Verordnung vom 15. März 2010 (GV. NRW. S. 219) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:
1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1)  Schulen,  Schulaufsichtsbehörden,  Zentren  für  schulpraktische
Lehrerausbildung, das Landesprüfungsamt für Lehrämter an Schu-
len,  die  Qualitäts-  und UnterstützungsAgentur  –  Landesinstitut  für
Schule und die zuständigen Behörden im Verfahren der Übernahme
von  im  Schuldienst  stehenden  Lehrkräften  im  Einigungsverfahren
zwischen den Ländern in der Bundesrepublik Deutschland (Tausch-
verfahren) sind berechtigt und verpflichtet, personenbezogene Daten
1. der Lehrerinnen und Lehrer an Schulen und Zentren für schul-

praktische Lehrerausbildung,
2. der  Lehramtsanwärterinnen  und  Lehramtsanwärter  und  der

Lehrkräfte in Ausbildung,
3. des  sonstigen  an  Schulen,  Zentren  für  schulpraktische  Leh-

rerausbildung,  in  der  Qualitäts-  und  UnterstützungsAgentur  –
Landesinstitut  für  Schule  und  am  Landesprüfungsamt  für
Lehrämter an Schulen tätigen Personals,

4. der  Bewerberinnen  und  Bewerber  für  die  Einstellung  in  den
Schuldienst und in den Vorbereitungsdienst und

5. der  Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Verfahren der  Über-
nahme von im Schuldienst stehenden Lehrkräften im Einigungs-
verfahren zwischen den Ländern in der Bundesrepublik Deutsch-
land (Tauschverfahren)

zu  verarbeiten,  soweit  diese  Verordnung  oder  andere  Rechtsvor-
schriften dies zulassen.“

2. § 2 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4)  Die  Verarbeitung personenbezogener  Daten von Lehramtsan-
wärterinnen und Lehramtsanwärtern und Lehrkräften in Ausbildung
in privaten ADV-Anlagen der mit der Ausbildung beauftragten Fach-
leiterin-nen und Fachleiter bedarf der schriftlichen, ein Verfahrens-
verzeichnis gemäß § 8 DSG NRW enthaltenden Genehmigung durch
die Leiterin oder den Leiter des Zentrums für schulpraktische Leh-
rerausbildung. Die Genehmigung darf nur erteilt  werden, wenn die
Verarbeitung der Daten nach Art und Umfang für die Ausbildung er-
forderlich  ist  und  ein  angemessener  technischer  Zugangsschutz
nachgewiesen wird. Die für die Verarbeitung zugelassenen Daten er-
geben sich aus der Anlage 6. Für die nach Satz 1 genehmigte Verar-
beitung personenbezogener Daten in privaten ADV-Anlagen ist das
Zentrum für  schulpraktische Lehrerausbildung öffentliche Stelle  im
Sinne des § 2 Absatz 1 DSG NRW. Die Fachleiterinnen und Fachlei-
ter sind verpflichtet, der Leiterin oder dem Leiter des Zentrums für
schulpraktische Lehrerausbildung alle Auskünfte zu erteilen, die für
die Wahrnehmung der datenschutzrechtlichen Verantwortung erfor-
derlich sind.“

3. § 7 wird wie folgt gefasst:
„§ 7

Datenverarbeitung und Datenbestand
im Landesprüfungsamt für Lehrämter an Schulen,

in den Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung
und in der Qualitäts- und UnterstützungsAgentur – 

Landesinstitut für Schule
(1) Das Landesprüfungsamt für Lehrämter an Schulen darf zum Zwe-
cke der Durchführung von Staatsprüfungen personenbezogene Da-
ten der Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter und der Lehr-
kräfte in Ausbildung sowie der Mitglieder des Landesprüfungsamtes

und der Prüfungsausschüsse nach Maßgabe der Anlage 4 verarbei-
ten.
(2) Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung dürfen zum Zwecke
der Lehrerausbildung personenbezogene Daten der Lehramtsanwär-
terinnen und Lehramtsanwärter und der Lehrkräfte in Ausbildung und
der mit der Ausbildung beauftragten Fachleiterinnen und Fachleiter
sowie der Ausbildungslehrerinnen und Ausbildungslehrer nach Maß-
gabe der Anlage 5 verarbeiten.
(3)  Die  Qualitäts-  und  UnterstützungsAgentur  –  Landesinstitut  für
Schule darf zum Zweck der Fortbildung, der Durchführung und der
Evaluation des Eignungsfeststellungsverfahrens und zur Entwicklung
von Kernlehrplänen, Zentralen Prüfungen und des Referenzrahmens
Schulqualität Abi-online personenbezogene Daten der in § 1 Absatz
1 genannten Personen nach Maßgabe der Anlage 8 verarbeiten.“

4. § 8 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Für Zwecke der Lehrerausbildung dürfen personenbezogene
Daten  der  Lehramtsanwärterinnen  und  Lehramtsanwärter  und
der Lehrkräfte in Ausbildung sowie der Ausbildungslehrerinnen
und Ausbildungslehrer
1. von den Schulen an die Zentren für schulpraktische Leh-

rerausbildung  und  die  Schulaufsichtsbehörden  aus  der
Anlage 1,

2. von den Schulaufsichtsbehörden an die Zentren für schul-
praktische Lehrerausbildung, an das Landesprüfungsamt
für Lehrämter an Schulen und an die Schulen aus der An-
lage 3,

3. vom Landesprüfungsamt für Lehrämter an Schulen an die
Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung und an die
Schulaufsichtsbehörden aus der Anlage 4 und,

4. von den Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung an
die Schulaufsichtsbehörden, an das Landesprüfungsamt
für Lehrämter an Schulen und an die Schulen aus der An-
lage 5

übermittelt  werden, soweit  dies zur Aufgabenerfüllung der Be-
hörden oder Einrichtungen erforderlich ist und die übermittelten
Daten vom Empfänger verarbeitet werden dürfen (§ 5 bis § 7).“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Für Zwecke der Fortbildung, der Durchführung und der Eva-
luation  des  Eignungsfeststellungsverfahrens  und  zur  Entwick-
lung von Kernlehrplänen,  Zentralen  Prüfungen und des  Refe-
renzrahmens Schulqualität Abi-online dürfen personenbezogene
Daten der in § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Personen
1. von den Schulen an die Schulaufsichtsbehörden aus der

Anlage 1,
2. von den Schulaufsichtsbehörden an die Schulen und an

die Qualitäts- und UnterstützungsAgentur – Landesinstitut
für Schule aus der Anlage 3 und

3. von der Qualitäts- und UnterstützungsAgentur – Landes-
institut für Schule an die Schulen, die Schulaufsichtsbe-
hörden und das Landesamt für  Besoldung und Versor-
gung aus der Anlage 8

übermittelt  werden, soweit  dies zur Aufgabenerfüllung der Be-
hörden oder Einrichtungen erforderlich ist und die übermittelten
Daten vom Empfänger verarbeitet werden dürfen (§§ 5 bis 7).“

5. In § 9 Absatz 5 wird die Angabe „§ 1 Abs. 1“ durch die Wörter „§ 1
Absatz 1 Nummer 1 bis 3“ ersetzt.

6. § 11 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden das Komma und das Wort „Berichts-

pflicht“ gestrichen.
b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
c) Absatz 2 wird aufgehoben.

7. Anlage 1 wird wie folgt geändert:
a) In den Erläuterungen zu den Zweckbestimmungen werden unter

Nummer 4 in der Klammer die Wörter „Lehramtsanwärterinnen
und Lehramtsanwärter, Studienreferendarinnen und -referenda-
re“ durch die Wörter „Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsan-
wärter und Lehrkräfte in Ausbildung“ ersetzt.

b) Die Tabelle wird wie folgt geändert:
aa) Bei der Zweckbestimmung 2 a wird die Angabe „**)“ durch

die Angabe „***)“ ersetzt.
bb) Unter Nummer 3 wird das Wort „Zweite“ gestrichen.
cc) Unter den Nummern „6.7 Anwesenheit“ und „6.8 Abwe-

senheit“ wird in der Spalte Zweckbestimmung Nummer 3
(Statistische Daten) jeweils die Angabe „x“ eingefügt.

c) Nach der Tabelle wird nach der Fußnote „**)“ folgende Fußnote
angefügt:
„***) Automatisierte Verarbeitung ist nicht zugelassen mit Aus-

nahme der Daten unter den Nummern 6.7 bis 6.9 zum
Zweck  der  Erstellung  von  Dokumenten  zur  Meldung
krankheitsbedingter  Fehlzeiten  an  die  Schulaufsichtsbe-
hörde gemäß § 62 Absatz 1 LBG NRW, § 26 Absatz 1
BeamtStG, § 7 Absatz 3 OVP, § 84 Absatz 2 SGB IX, § 5
Absatz 1 EntgFG.“
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8. Anlage 3 wird wie folgt geändert:
a) In den Erläuterungen zu den Zweckbestimmungen werden unter

Nummer 2 in der Klammer die Wörter „Lehramtsanwärterinnen
und Lehramtsanwärter, Studienreferendarinnen und -referenda-
re“ durch die Wörter „Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsan-
wärter und Lehrkräfte in Ausbildung“ ersetzt.

b) Die Tabelle wird wie folgt geändert:
aa) Unter Nummer 3 wird das Wort „Zweite“ gestrichen.
bb) Unter den Nummern „6.12 Anwesenheit“ und „6.13 Abwe-

senheit“ wird in der Spalte Zweckbestimmung Nummer 7
(Statistische Daten) jeweils die Angabe „x***)“ eingefügt.

c) Nach der Tabelle wird nach der Fußnote „**)“ folgende Fußnote
angefügt:
„***) Die Zulässigkeit ist auf die statistische Auswertung durch 

die oberste Schulaufsichtsbehörde beschränkt.“ 
9. Anlage 4 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift  werden die Wörter „für Zweite Staatsprüfun-
gen“ gestrichen.

b) Die Tabelle wird wie folgt geändert:
aa) Unter Nummer 2 werden die Wörter „ Lehramtsanwärter/

Studienreferendar“  durch  die  Wörter  „Lehramtsanwärte-
rinnen  und  Lehramtsanwärter  und  Lehrkräfte  in  Ausbil-
dung“ ersetzt.

bb) Unter den Nummern 2a, 6.2, 7, 8 und 9 werden die Anga-
ben  „LAA/Studienreferendar“  und  „LAA,  Studienreferen-
dar“  jeweils  durch  die  Wörter  „Lehramtsanwärterinnen
und Lehramtsanwärter und Lehrkräfte in Ausbildung“ er-
setzt.

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3.  Vorbereitungsdienst,  Staatsprüfung  (Lehramtsanwär-
terinnen und Lehramtsanwärter und Lehrkräfte in Ausbil-
dung)“

dd) Unter Nummer 3.12 wird das Wort „Endbeurteilung“ durch
das Wort „Langzeitbeurteilung“ ersetzt.

10. Anlage 5 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Studienseminaren“ durch die

Wörter „Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung“ ersetzt.
b) In  den Erläuterungen zu  den Zweckbestimmungen wird  unter

Nummer 2 das Wort „Zweiten“ gestrichen.
c) Die Tabelle wird wie folgt geändert:

aa) Unter den Nummern 1, 5, 9, 10, und 11 werden die Anga-
ben  „LAA/Studienreferendar“  und  „LAA,  Studienreferen-
dar“  jeweils  durch  die  Wörter  „Lehramtsanwärterinnen
und Lehramtsanwärter und Lehrkräfte in Ausbildung“ er-
setzt.

bb) Unter der Nummer 2 wird die Angabe „Person FL/HSL“
durch die Wörter „Person Fachleiter, Fachleiter Kernsemi-
nar“ ersetzt.

cc) Unter der Nummer 4 wird das Wort „Prüfungsamt“ durch
das Wort „Prüfungsausschuss“ ersetzt. 

dd) Unter Nummer 6 wird das Wort „Zweite“ gestrichen.
ee) Unter Nummer 6.15 wird das Wort „Endbeurteilung“ durch

das Wort „Langzeitbeurteilung“ ersetzt. 
ff) Unter den Nummern 7, 8, 9, 10, und 11 wird das Wort

„Hauptseminarleiter“ durch die Wörter „Fachleiter Kernse-
minar“ ersetzt.

11. Anlage 6 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 6 (vgl. § 2 Absatz 4)
Datensatz bei der Genehmigung der Verarbeitung personenbezogener
Daten  von  Lehramtsanwärterinnen  und  Lehramtsanwärtern  und  Lehr-
kräften in Ausbildung in privaten ADV-Anlagen der mit der Ausbildung
beauftragten Fachleiterinnen und Fachleiter
1. Name, Vorname
2. E-Mail**)
3. Beurteilung der  Leistungen der  Lehramtsanwärterinnen und Lehr-

amtsanwärter und der Lehrkräfte in Ausbildung durch die sie ausbil-
denden Fachleiterinnen und Fachleiter.

**) Soweit im Einzelfall nicht erforderlich, ist die Angabe freiwillig und jederzeit widerrufbar.“

12. Folgende Anlage 8 wird angefügt:

„Anlage 8
(vgl. §§ 7 Abs. 3, 8)

Datenbestand in der Qualitäts- und UnterstützungsAgentur – 
Landesinstitut für Schule

Erläuterungen zu den Zweckbestimmungen
1. Entwicklung von Kernlehrplänen, Zentralen Prüfungen, Referenzrah-

men Schulqualität Abi-online
2. Durchführung des Eignungsfeststellungsverfahrens
3. Evaluation des Eignungsfeststellungsverfahrens
4. Fortbildungsmaßnahmen

Daten

Zweckbestimmung

1 2 3 4

1. Person

1.1 LBV-Personalnummer x x

1.2 Bankverbindung*)
Kreditinstitut, Bankleitzahl, Kontonummer x x x

1.3 Name, Vorname, akademischer Grad x x x

1.4 Geschlecht x x x x

1.5 Geburtsdatum x x x x

1.6 Erreichbarkeit privat
Anschrift Wohnsitz oder Postzustellung, Telefon*), 

Mobiltelefon*), Telefax*), E-Mail*) x x x

1.7 Erreichbarkeit dienstlich Schule/Institution, Schulnummer, Schulform, Straße, Haus-
nummer, PLZ, Ort, Telefon, Mobiltelefon, Telefax, E-Mail

x x x

1.8 Schwerbehinderung*), Grad der Behinderung*), Gleichgestellt*)
x x x

1.9 Anrechnungs- und Ermäßigungsstunden*) x x

1.10 Amtsbezeichnung, Funktion x

1.11 Unterrichtseinsatz (Schuljahr, Bildungsgang Jahrgangsstufe, Fach, Kursart)*)/**)
x

1.12 Belehrung zum Datenschutz, Datensicherheit und Geheimhaltungserklärung
x

1.13 Finanzamt, Steuernummer x

2. Werdegang

2.1 Teilnahme an einer Schulleitungsqualifizierung
staatlich/andere x

2.2 Eignungsfeststellungsverfahren
Beginn, Ende, Ergebnis x x

2.3 Dienstliche Beurteilung nach Teilnahme am EFV Zeitpunkt, Ergebnis, Schulfachliches
Gespräch x

2.4 Bewerbung als Schulleiterin/Schulleiter
Zeitpunkt, Ergebnis x

3. Qualifikation

3.1 Lehramt x x x

3.2 Kirchliche Lehrerlaubnis x x

3.3 Fortbildungen x

3.4 andere Qualifikationen/besondere Erfahrungen, Kenntnisse**)
x

*) Soweit im Einzelfall nicht erforderlich sind die Angaben freiwillig und jederzeit widerruf-
bar

**) Für Zwecke des Berufskollegs“

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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